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Die Erweiterung des Schweizerischen Nationalparks
Der Planungsprozess 1995–2000, betrachtet aus partizipationstheoretischer Sicht

It seems to be increasingly recognised

worldwide that the aims of nature con-

servation or of regional planning can

only be achieved with adequate involve-

ment of the concerned communities them-

selves. This article analyses the social

processes during the proposed extension

of the Swiss National Park between 1996

and 2000 from a participatory view-

point. It is based on an analysis of rele-

vant newspaper articles and in-depth in-

terviews with representatives of involved

stakeholders. Considering that participa-

tion is a very popular, yet contested term,

we distinguish between normative (i.e.,

the aim is participation) and instrumental

(i.e., the aim is to achieve predefined

goals) participation, notions that supple-

ment rather than exclude each other.

While the local population rejected the

majority of the proposed extensions of

the Park, results show that this should not

be perceived as a failure of the process.

That the outcome was not perceived by

local people to be satisfactory could be

explained by the lack of awareness of 

the basic principles of participatory

processes, like openness and trans-

parency of planning, a sufficient time-

frame, and independent mediation.

These organisational shortcomings re-

sulted in fundamental opposition from

groups of local stakeholders and con-

strained the future development potential

of the region.

1. Einleitung
Weltweit setzt sich die Meinung durch,
dass Ziele des Naturschutzes nur mit an-
gemessener Mitwirkung der betroffenen
Bevölkerung erreicht werden können.
Dies war nicht immer so. Besonders bis
in die 1980er-Jahre herrschte bei den
meinungsführenden internationalen Na-
turschutzorganisationen wie IUCN und
WWF mehr oder weniger deutlich das
Bild vor, dass die lokale (meist ländli-

che) Bevölkerung Ursache für die sich
verschlechternde Situation der natürli-
chen Lebensgrundlagen sei. Hauptziel
vieler Naturschutzbemühungen war es
daher, diese Nutzungen zu unterbin-
den, was mit einer Verringerung des
Mitspracherechts der lokalen Bevölke-
rung verbunden war. Heute hingegen
hat sich die Meinung etabliert, dass
nachhaltige Entwicklung nicht auf
Zwangsmassnahmen, sondern auf Parti-
zipation basieren sollte. 

Oft werden die Ursachen für das
Scheitern von partizipativen Natur-
schutzprojekten in den undemokrati-
schen Rahmenbedingungen der sich ent-
wickelnden Länder gesucht, in denen
die meisten Untersuchungen über dieses
Thema angesiedelt sind. Daher stellte
sich uns die Frage, wie partizipative
Naturschutzvorhaben in einem demo-
kratisch organisierten Staat wie der
Schweiz durchgeführt werden. 

An Anschauungsmaterial bezüglich
der partizipativen Umsetzung von Na-
turschutzvorhaben fehlt es in der
Schweiz nicht. Im Berner Oberland und
im Oberwallis konnten 2001 die seit
den 1970er-Jahren anhaltenden Diskus-

sionen um die Errichtung eines «Weltna-
turerbes Jungfrau-Aletsch-Bietschhorn»
erfolgreich zu Ende geführt werden, im
Engadin liefen zwischen 1995 und
2000 Bestrebungen, den Schweizeri-
schen Nationalpark (SNP) substanziell
zu erweitern, die Region Entlebuch er-
hielt im September 2001 den seit 1997
angestrebten Status eines «Unesco Bio-
sphärenreservats» zugesprochen, und
2003 erhielt schliesslich auch der
Monte San Giorgio den Status eines
Weltnaturerbes. Hinzu kommen diverse
laufende Projekte.

Den abgeschlossenen Vorhaben ist
gemein, dass sie explizit basisdemo-
kratisch angegangen wurden, d.h. es
wurde von «einem regionalen Konsens»
[1], vom «Eigenprodukt der Region» [2]
gesprochen, beziehungsweise kam das
Projekt «von der Basis her» [3]. 

Im Folgenden wird die Erweiterung
des SNP beleuchtet (siehe Müller 2001).
Vergleiche mit der Biosphäre Entlebuch
und dem Weltnaturerbe Jungfrau-Aletsch-
Bietschhorn, die derzeit im Forschungs-
projekt «The Power of Images» aufgear-
beitet werden [4], können an dieser
Stelle nur marginal einfliessen.
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2. Was ist Partizipation?
Partizipation ist ein derart oft und in 
den unterschiedlichsten Zusammenhän-
gen verwendeter Begriff, dass er zu ei-
nem Modewort ohne konkretisierbaren
Inhalt zu verkommen scheint. In der Ent-
wicklungsforschung wird bereits nach
der «neuen Tyrannei der Partizipation»
gefragt (Cooke und Kothari 2001). Ur-
sache dafür sehen wir nicht nur im infla-
tionären und unpräzisen Gebrauch die-
ses Konzepts, sondern besonders in den
unterschiedlichen Auffassungen davon,
wie politische Angelegenheiten zu re-
geln sind. Entsprechend gehen die kon-
kreten Vorstellungen, was unter Partizi-
pation zu verstehen ist, so weit ausein-
ander wie die zu Grunde liegenden 
sozialpolitischen Grundsatzpositionen:
Wer Demokratie im Wesentlichen als
Methode versteht, wird auch Partizipa-
tion anders auffassen als jemand, wel-
cher Demokratie als Herrschafts- und Le-
bensform betrachtet (Schultze 1995). Im
ersten Verständnis ist Partizipation ein
Instrument zur Verwirklichung bestehen-
der Bedürfnisse und Interessen. Wir
sprechen bei dieser Position deshalb
von einem instrumentellen Partizipati-
onsverständnis. Gerade in der Raumpla-
nung kann instrumentelle Partizipation
relativ weit reichende Beteiligungsfor-
men aufweisen mit dem Ziel, die Akzep-
tanz von Vorhaben und die Effizienz der
Umsetzung zu steigern (vgl. Broggi
1999; Stoll 1999; Selle 1994, 1996;
Wehrli-Schindler 1987; Nicolini 1997).

Solange die angewandte Partizipa-
tion nur als Methode der Umsetzung
dient, handelt es sich um instrumentelle
Partizipation. Die andere, normative Po-
sition strebt nach möglichst umfassender
Verwirklichung dessen, was üblicher-
weise als Volkssouveränität bzw. Demo-
kratie bezeichnet wird. Politische Ange-
legenheiten sollen von allen potenziell
Betroffenen debattiert werden. Das so-
ziale und politische Wesen des Men-
schen und damit seinen Willen zur Ko-
operation betonend wird angenommen,
dass die Menschen bereit sind, andere
als ihre Meinungen zu respektieren und
überzeugende Argumente anzuerken-
nen. Demokratie soll die Lebensform der
gemeinsamen Selbstbestimmung sein,
wobei nicht instrumentelles oder strate-

gisches, sondern kommunikatives Han-
deln praktiziert wird (Habermas 1981).
Normative Partizipation ist kein Mittel
zur effizienten Realisierung eines vorge-
fassten Zweckes, beispielsweise als Mit-
tel zur «Akzeptanzsteigerung» bei Pla-
nungsangelegenheiten, sondern sie ist
ein dynamischer Prozess, in dem sich
ein Vorhaben erst konkretisiert. Die Öff-
nung der Planung über die Experten-
ebene hinaus und der Einbezug des
Wissens der Betroffenen führt zu «bes-
seren» Vorhaben: «… no scientific me-
thod will ever be able to ask all the right
questions about how we should manage
resources for sustainable protected-area
management, let alone find the ans-
wers» (Pimbert und Pretty 1997:299). 

Die beiden Auffassungen von Partizi-
pation sind als sich ergänzend und nicht
ausschliessend zu verstehen. Dies wird
umso deutlicher, wenn man sich die an
normative partizipative Prozesse gestell-
ten Anforderungen – sowohl auf Seiten
ihrer Durchführung wie auch auf Seiten
der Beteiligten – verdeutlicht. Das nor-
mative Demokratiemodell erhält den
Status eines Leitbildes, «welches schwer

zu erreichen, aber anzustreben ist»
(Reuter 2000:4). Wenn immer möglich,
sollen Verfahren der Problemlösung und
Entscheidungsfindung kleinräumig ver-
ankert und zunehmend partizipative Ele-
mente institutionalisiert werden. Die Su-
che nach den Voraussetzungen des de-
mokratischen Konsenses bleibt somit ei-
nerseits eine der Hauptaufgaben praxis-
bezogener Wissenschaften. Anderer-
seits müssen moderne, an einer nach-
haltigen Entwicklung orientierte «Natur-
schutzvorhaben» Projekte für die Umset-
zung partizipativer Prozesse sein.

3. Weshalb eigentlich
Partizipation?
Während sich für das instrumentelle Par-
tizipationsverständnis diese Frage gar
nicht stellt, da der Zweck das Mittel Par-
tizipation «heiligt», stehen Forderungen
nach normativer Partizipation unter
ständigem Begründungszwang. Wir tei-
len die Auffassung, dass normative Par-
tizipation ein «demokratisch begründe-
ter Wert an sich [ist], zu dem es keine
vernünftige Alternative gibt» (Braun
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2003:191; vgl. u.a. Barber 1994).
Normative Partizipation bzw. Empower-
ment kann sich aber auch «lohnen».

«In Naturparks investieren zahlt sich
aus», titelte der Zürcher Tages-Anzeiger
im Frühjahr 2004 anlässlich der Diskus-
sion um die Sparbemühungen des
Schweizerischen Bundesrates [5]. Zur
Untermauerung der Aussage wird einer-
seits auf die Untersuchung von Irene
Küpfer verwiesen, die die regionalwirt-
schaftliche Bedeutung des SNP aufge-
zeigt hat (Küpfer et al. 2001). Daneben
wird das Beispiel der Unesco Biosphäre
Entlebuch (UBE) angeführt, welche –
laut deren Direktor Theo Schnider –
dank diesem Vorhaben angebotsseitig
einen «Innovationsschub» und auf der
Seite potenzieller Nachfrager eine
«enorme Imageverbesserung» erlebt
hat. Während Letzteres primär eine
Frage des Destinationsmarketings ist,
bei dem der SNP der UBE an Bekannt-
heit noch einiges voraus sein dürfte, ver-
dankt sich der Innovationsschub im We-
sentlichen der durch das Biosphärenre-
servat initiierten Partizipation. Die mit
der Partizipation verwobene Informa-
tion und Kooperation (Lernprozesse,
Aufbau von Netzwerken etc.) führen zur
Erhaltung von Wertschöpfung und Ar-
beitsplätzen in der Region (vgl. Schmid
et al. 2004). Die Biosphäre Entlebuch
ist ein Modellfall für «Positivplanung,
verstanden als gestaltende Planung,
welche wirtschaftliche und gesellschaftli-
che Aspekte mitnimmt» (Lendi 2002:2).

4. Angewandte
Untersuchungsmethoden
Das Vorhaben der Erweiterung des SNP
wurde erstens diskursanalytisch anhand
von Medienerzeugnissen (lokalen, re-
gionalen und überregionalen Zeitungen
und Publikationen der Nationalparkver-
waltung) über den Zeitraum von der
Lancierung der Erweiterungsidee um
1996 bis zur Sistierung des Vorhabens
Ende 2000 nachgezeichnet. Das Ziel
war eine chronologische Darstellung
des Erweiterungsvorhabens und zudem
die Identifikation von Vertreterinnen und
Vertretern von Interessengruppen, wel-
che die durch das Vorhaben am stärks-
ten tangierten Interessen wie Land- und

Forstwirtschaft, Jagd und Fischerei, Na-
turschutz, Nationalpark, Tourismus,
Kommunal- und Regionalentwicklung
und Grundeigentum oder -besitz abde-
cken. In einem zweiten Schritt wurden
16 dieser Repräsentanten bezüglich ih-
rer subjektiven Wahrnehmung der Parti-
zipationsmöglichkeiten und -bereitschaft
befragt. Aus der Diskursanalyse und
den ausgewerteten Interviews erfolgte
schliesslich die partizipationstheoreti-
sche Interpretation des Vorhabens der
SNP-Erweiterung.

5. Der Schweizerische
Nationalpark
Die Schweiz besitzt nach wie vor nur ei-
nen Nationalpark: den Schweizerischen
Nationalpark (SNP) im Kanton Graubün-
den, am Ofenpass gelegen und unmittel-
bar an den italienischen Nationalpark
Stilfserjoch/Stelvio angrenzend. Die
Gründung des SNP ab 1906 beruhte ei-
nerseits auf der privaten Initiative der
Schweizerischen Naturforschenden Ge-
sellschaft, ein Stück «Natur» der mensch-
lichen Nutzung zu entziehen (Schloeth
1989), andererseits auf der «Liebe der
Einheimischen zu den Parkzinsen» (Nuss-
baumer 2000:2), welche sie bewog,
den Pachtverträgen zuzustimmen (zu den
finanziellen Interessen, die zur Verpach-
tung des Landes führten, vgl. Parolini
1995). Zur Finanzierung der Pachtver-
träge wurde im Jahre 1909 der Schwei-
zerische Naturschutzbund (heute: Pro
Natura) gegründet, «der bei einem Jah-
resbeitrag von zunächst einem Franken

in der Bevölkerung grossen Zulauf fand»
(Scharinger, 1999:171).

Der SNP trägt zwar den Namen «Na-
tionalpark», er ist aber in der «United
Nation List of Protected Areas» der
IUCN der Kategorie 1a («strenges Na-
turreservat») zugeteilt (IUCN, 1998).
Das bedeutet, dass die Natur «vor allen,
nicht dem Zwecke des Reservats dienen-
den, menschlichen Eingriffen und Ein-
flüssen vollständig geschützt wird und
die gesamte Tier- und Pflanzenwelt ganz
ihrer freien, natürlichen Entwicklung
überlassen bleibt und der [Park] auch
der wissenschaftlichen Forschung dient»
(Scharinger, 1999:177).

Zum Zeitpunkt des Beginns des Erwei-
terungsvorhabens wies der SNP eine
Fläche von 168,7 Quadratkilometer
auf. Sein Territorium erstreckte sich über
die vier Nationalparkgemeinden Zer-
nez, S-chanf, Scuol und Valchava. Die
administrative Aufsicht über den SNP
hat die aus neun Personen bestehende
Eidgenössische Nationalparkkommission
(ENPK) inne. Sie setzt sich zusammen
aus zwei Vertretern der Eidgenossen-
schaft, drei der Pro Natura, zwei der
Schweizerischen Akademie der Natur-
wissenschaften und je einem Vertreter
des Kantons Graubünden und der vier
Parkgemeinden.

6. Das Erweiterungsvorhaben
Die Idee, den SNP zu erweitern, kam
1994 anlässlich der Feiern zum 80-jähri-
gen Bestehen des Parks auf. Einer breite-
ren Öffentlichkeit wurde der Gedanke
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der Erweiterung in einer Pressekonferenz
in der Bundeshauptstadt Bern Ende Mai
1995 vorgestellt. Das Einverständnis der
betroffenen Gemeinden vorausgesetzt,
war von einer Vergrösserung der Kern-
zone des Parks die Rede. Zusätzlich
sollte in den bewohnten benachbarten
Talschaften eine Umgebungszone entste-
hen, in der eine angepasste Nutzung zu-
gelassen würde.

Lanciert wurde die Diskussion um die
Erweiterung 1996 vom Scuoler Gemein-
depräsidenten Not Carl. Er verfolgte das
Ziel einer ökologischen und touristischen
Aufwertung des Unterengadins, von der
auch das einheimische Baugewerbe pro-
fitieren sollte (Carl, 1996).

Der Nationalparkdirektor wurde im
Juli 1996 von der ENPK beauftragt, mit
den Gemeinden der Region Kontakt auf-
zunehmen und ein Konzept für das Er-
weiterungsvorhaben auszuarbeiten. Um
die Totalschutzzone, wie sie bereits be-
steht, ausdehnen zu können, sollten mit
den betroffenen Grundeigentümern wei-
tere Pachtverträge abgeschlossen wer-
den. Grundeigentümer sind primär die
jeweiligen Bürgergemeinden, die politi-
schen Gemeinden bestimmen aber über
die Art der Nutzung auf diesen Böden
mit und waren deshalb auch zu kontak-
tieren. Im potenziellen Erweiterungsge-

biet gesellen sich zu den Bürgergemein-
den als hauptsächliche Eigentümer des
Bodens noch rund 70 private Grundei-
gentümer mit einer Gesamtfläche von le-
diglich 8 Quadratkilometer. Da das
Schwergewicht der SNP-Erweiterung
nicht auf der Erweiterung der Total-
schutzfläche, sondern auf der Etablie-
rung einer Umgebungszone liegen
sollte, mussten auf der Basis des Erwei-
terungskonzeptes neue grundeigentü-
merspezifische Verträge ausgearbeitet
werden, welche den neuen Schutzstatus
regelten. Ebenso galt es das eidgenössi-
sche Nationalparkgesetz und die kanto-
nale Nationalparkverordnung den sich
abzeichnenden neuen Bedingungen an-
zupassen (Buwal 2000).

Im August 1996 fand eine erste Ver-
nehmlassung bei den Gemeinden des
Unterengadins, des Münstertals und Tei-
len des Oberengadins statt: «Die Ant-
worten waren positiv, zum Teil abwar-
tend, nie jedoch abschlägig negativ»
(ENPK 1998:3). Im Mai 1997 wurde
den Gemeinden der Region, dem Kan-
ton, dem Bund und weiteren interessier-
ten Kreisen ein Konzept zur Stellung-
nahme zugestellt, in welchem die Leitli-
nien der Erweiterung skizziert waren.
Darin wurde der Wunsch seitens des
Parks geäussert, die Kernzone auf 200
Quadratkilometer oder mehr zu erwei-
tern, während es für die neu zu grün-
dende Umgebungszone hiess, «die
menschliche Nutzung müsse bezüglich
sämtlicher Naturwerte nachhaltig sein»
(Konzept für die Erweiterung des
Schweizerischen Nationalparks vom 7.
Mai 1997). Der erweiterte National-
park sollte insgesamt eine Fläche in der
Grössenordnung von 500 Quadratkilo-
meter umfassen, womit er sich auf 21
Gemeinden ausdehnen würde. Die Re-
aktionen auf diese zweite Vernehmlas-
sung wurden von der ENPK wiederum
als mehrheitlich positiv dargestellt, «wo-
bei stets klar war, dass noch erhebliche
Detail- und Anpassungsarbeiten zu leis-
ten sind» (ENPK, 1998:3).

Anfang September 1997 hat sich die
Bevölkerung der Gemeinde Lavin, wel-
che an den bisherigen Nationalpark an-
grenzt, mit grosser Mehrheit dafür aus-
gesprochen, als Pilotgemeinde für die
Nationalparkerweiterung zu wirken. Für

den Gemeindepräsidenten von Lavin
war offensichtlich, dass der Einbezug
seiner Gemeinde in den Kreis der Na-
tionalparkgemeinden auch ein touris-
tisch geschickter Schachzug ist. 

Ende 1997 nahm die projektbeglei-
tende Kommission ihre Arbeit auf, mit
dem Ziel, den regionalen Konsens für
das Projekt zu finden und alle beteilig-
ten Kreise auf dem Laufenden zu halten
(ENPK 1998:4). Diese 18-köpfige Kom-
mission setzte sich aus Vertreterinnen
und Vertretern der Gemeinden, der Re-
gionalplanungsverbände, der Land- und
Forstwirtschaft, der Jagd und Fischerei,
des Tourismus, des Natur- und Umwelt-
schutzes und der Forschungskommission
des SNP zusammen.

Im März 1998 wurde das durch die
projektbegleitende Kommission berei-
nigte Konzept vorgelegt. Dieses bein-
haltete – gegen den Widerstand von Pro
Natura und anderer Naturschutzver-
bände – ein weiteres Entgegenkommen
gegenüber den Ängsten der Bevölke-
rung vor zu einschränkenden Schutzbe-
stimmungen in der Umgebungszone des
SNP.

Am 25. Mai 1999 nahm die Natio-
nalparkerweiterung die erste grosse
Hürde: Die Stimmberechtigten von Lavin
stimmten dem Vertrag über die Integrie-
rung der Seenplatte Macun (3,6qkm) in
die SNP-Kernzone zu. Auch das Kon-
zept der Umgebungszone wurde konsul-
tativ gutgeheissen. Doch praktisch
gleichzeitig mit dem Erfolg in der Ge-
meinde Lavin zeigte sich Widerstand in
anderen Gemeinden. Die ENPK rea-
gierte, indem sie das Projekt staffelte
und weitere Verhandlungen zunächst
nur mit 8 der 21 potenziellen Erweite-
rungsgemeinden führte. Für Beobachter
des Erweiterungsprozesses reichte diese
Reaktion jedoch nicht aus. Ihre Forde-
rungen gingen von der Ernennung von
neutralen Mediatoren bis zum Aufruf,
den Erweiterungsprozess zu stoppen,
um ihn später allenfalls in Richtung eines
Biosphärenreservates neu zu starten [6].
Neben dem zunehmenden Widerstand
aus Tourismus- und regionalwirtschaftli-
chen Kreisen organisierte sich im Au-
gust 1999 die Gruppierung «Pro Terri-
tori Liber» (Vereinigung zur Erhaltung
unserer Rechte und Freiheiten, PTL). Die
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PTL bezweckte die «Aufklärung unserer
Bevölkerung, die schlussendlich zu die-
sem kolonialistischen Projekt Stellung
nehmen muss» (PTL in: Die Südost-
schweiz, 8.9.1999).

Im Dezember 1999 liess die ENPK
verlauten, der mehrfach geforderte Me-
diator sei nun gefunden: «Mediator ge-
sucht […]. Er ist nun gefunden. Natio-
nalrat Duri Bezzola aus Scuol ist bereit,
diese Rolle zu übernehmen, um das Er-
weiterungsprojekt des SNP voranzutrei-
ben. «Ich sehe mich als Mentor», so
Bezzola» (Die Südostschweiz, 16.12.
1999). 

Doch im November 2000 stimmte die
Bürgergemeinde Tarasp für ein Morato-
rium, das für die nächsten 20 Jahre 
jegliche Verhandlungen über eine Er-
weiterung des SNP auf ihrem Gebiet ab-
wehrte. Die PTL streute ihrerseits weitere
«Argumente gegen die Erweiterung des
Schweizerischen Nationalparks» (Titel
der Broschüre der PTL vom August
2000), diverse Tourismus- und Gewerbe-
vertreter forderten ein Moratorium, und
im Oktober 2000 wurde in Zernez aus-
gehend von Jungpolitikern der Schwei-

zerischen Volkspartei (SVP) ein Komitee
«Jugend gegen die Nationalparkerwei-
terung» gegründet.

Zernez war die zweite Gemeinde
nach Lavin, welche über die Erweite-
rung des SNP entschied. Da sich in die-
ser Gemeinde mit dem Nationalpark-
zentrum quasi das Eingangstor zum
SNP befindet – weshalb Zernez auch
am stärksten vom Park profitiert (Küpfer,
2000) – handelte es sich um einen sym-
bolisch stark aufgeladenen Entscheid
über Fortgang oder Ende des ganzen
weiteren Erweiterungsvorhabens. Als
die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger
von Zernez nach verschiedenen Infor-
mationsveranstaltungen schliesslich an
der Gemeindeversammlung eine Erwei-
terung des SNP auf ihrem Territorium
ablehnten, hiess es, die «Mission ist 
gescheitert – Projekt muss auf Eis ge-
legt werden» (Die Südostschweiz,
4.12.2000). Die Stimmbeteiligung war
an dieser Abstimmung mit 64% ausser-
ordentlich hoch, was mitunter auch als
Mobilisierungserfolg des Komitees «Ju-
gend gegen die Nationalparkerweite-
rung» gesehen werden muss. In der

Folge wurde das Erweiterungsvorhaben
von der ENPK sistiert.

7. Interpretation des 
partizipativen Prozesses
Damit Partizipation funktionieren kann,
müssen einige Voraussetzungen erfüllt
sein. Diese lassen sich analytisch unter-
scheiden in organisatorische und indivi-
duelle Voraussetzungen der Partizipa-
tion. Während sich die individuellen
Voraussetzungen auf Partizipationsbe-
reitschaft und -fähigkeit beziehen, ver-
stehen wir unter den organisatorischen
Voraussetzungen jene Elemente, die der
Bevölkerung überhaupt erst ermögli-
chen, an den sie betreffenden Entschei-
dungen teilzuhaben. Die zentralste Vor-
aussetzung normativer Partizipation ist
die Offenheit des Verfahrens und sein
iterativer Fortgang. Die weiteren Vor-
aussetzungen wie der funktionierende
beidseitige und respektvolle Informati-
onsfluss, angepasste Kommunikations-
formen, angemessener Kreis der Betei-
ligten, ausreichend Zeit für das partizi-
pative Verfahren und u.U. der Beizug
von Mediatoren sind Bedingungen nicht
nur normativer Partizipation, sondern in
der Regel auch (erfolgreicher) instru-
menteller Partizipation. 

Zwischen individuellen und organisa-
torischen Voraussetzungen der Partizi-
pation besteht allerdings ein starker Zu-
sammenhang: Liegt keine Möglichkeit
zur Partizipation vor, kann diese auch
nicht genutzt werden; wird über eine
Projektentwicklung nicht transparent in-
formiert, kann von der Bevölkerung
auch kein Vertrauen gegenüber der Pro-
jektleitung erwartet werden; werden An-
liegen der Betroffenen nicht ernst ge-
nommen, dürfte sich deren Dialogbereit-
schaft verflüchtigen; werden historisch
bedingte Zwiste nicht thematisiert, kön-
nen diese auch nicht bewältigt werden;
wird Druck ausgeübt, entsteht Gegen-
druck usw.

Dem normativen Partizipationsver-
ständnis wird das Vorhaben der SNP-Er-
weiterung mangels Offenheit nicht ge-
recht. Es war nicht offen für innovative
Formen von Grossschutzvorhaben, wel-
che durchaus in Einklang mit den Inter-
essen der Förderung regionaler Wert-
schöpfung stehen können. Der Vor-
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schlag, an Stelle der SNP-Erweiterung
ein (der Sevilla-Strategie entsprechen-
des) Biosphärenreservat zu etablieren
(siehe oben), in welchem der beste-
hende Park die Kernzone bilden könnte,
wurde von den Verantwortlichen nicht
aufgenommen, eine ganzheitliche Dis-
kussion über die Zukunft der Region
nicht geführt. So gesehen war die SNP-
Erweiterung ein nur wenig offenes, d.h.
auf geringfügige Änderungen be-
schränktes Angebot des Nationalparks
an die Gemeinden und weiteren Grund-
eigentümerinnen und Grundeigentümer,
welches – ausser von der Bevölkerung
Lavins – abgelehnt wurde.

Mit einer offenen Planung, welche auf
die Befürchtungen und Einwände der
betroffenen Bevölkerungsgruppen ein-
geht, hätten Ängste (beispielsweise die
Angst vor Fremdbestimmung oder späte-
rer Verschärfung der Verträge) ausge-
räumt werden können. Durch offenes
Zuhören hätte sich auch berücksichtigen
lassen können, dass der Name «Natio-
nalparkerweiterung» an eine Ausdeh-
nung des bestehenden, totalgeschützten
SNP denken lässt, folglich ein treffende-
rer Projektname sinnvoll wäre.

Der Offenheit partizipativer Prozesse
entsprechend ist durchaus denkbar,
dass ein offener Verfahrensbeginn nicht
zwingend zu einem inhaltlich anderen
Projekt geführt hätte, sondern dass das
Konzept der Umgebungszone von der
Bevölkerung in der vorgegebenen Art
übernommen worden wäre. Der offene
Planungsbeginn hätte in diesem Fall ei-
nen psychologischen Effekt gehabt: Es
wäre vermieden worden, dass in der Be-
völkerung Misstrauen gegenüber den
Projektinitiatoren aufkommt, Misstrauen
deshalb, weil ein spätes Beteiligungsan-
gebot als Alibihandlung wahrgenom-
men und sein instrumenteller Charakter
durchschaut wird (vgl. Stoll 1999).

Wenn auch beim gewählten Vorgehen
der SNP-Erweiterung die Voraussetzun-
gen normativer Partizipation nicht erfüllt
waren, so stellt dieses – gerade auch im
internationalen Vergleich – einen inter-
essanten Fall instrumenteller Partizipa-
tion dar: Die Umsetzung des Erweite-
rungsvorhabens über die Vertrags- re-
spektive Pachtkonzeption schliesst Fremd-
bestimmung prinzipiell aus. Denn den

betroffenen Grundeigentümerinnen und
Grundeigentümern steht es letztlich frei,
ob sie die Pachtverträge unterschreiben
wollen oder nicht. Um die Akzeptanz
der Verträge zu erhöhen, empfiehlt es
sich deshalb, diese so weit wie möglich
partizipativ auszugestalten, d.h. die Be-
troffenen in die Ausarbeitung der Ver-
träge einzubeziehen. Doch auch auf
dieser Ebene der instrumentellen Partizi-
pation wurden einige Voraussetzungen
nicht gebührend berücksichtigt:
• Die potenziell betroffenen Grundei-
gentümerinnen und Grundeigentümer
und Nutzungsberechtigten und vor al-
lem die breite Bevölkerung wurden nicht
angemessen in das Verfahren einbezo-
gen. So wurde beispielsweise anfäng-
lich übersehen, neben den politischen
Gemeinden auch (und vor allem) die
Bürgergemeinden, also die eigentlichen
Eigentümer eines Grossteils des Bodens,
zu kontaktieren und zu informieren – die
vereinzelten privaten Grundeigentüme-
rinnen und Grundeigentümern wurden
gar erst drei Jahre nach Lancierung der
Erweiterung schriftlich informiert. 
• Der Bevölkerung und den verschiede-
nen Kommissionen wurde nicht genü-
gend Zeit eingeräumt. Die Verantwortli-
chen des SNP haben sich von Anfang
an selbst unter Druck gesetzt, indem sie
den Medien mitteilten, die Erweiterung
des SNP solle innert drei Jahren auf den
1. August 2000 umgesetzt sein (NZZ,
31.12.1997). 
• Die Akzeptanz der Bevölkerung ge-
genüber dem Vorhaben wurde bis zum
Schluss überschätzt, was ein deutliches
Zeichen für die Kluft zwischen der
Wahrnehmung der Bevölkerung und je-
ner der Promotoren der Erweiterung ist.
• Die Resultate der durchgeführten Ver-
nehmlassungen wurden – insbesondere
zuhanden der stimmberechtigten Bevöl-
kerung – nicht transparent und ehrlich
genug kommuniziert. Das Gleiche gilt
für den potenziellen Gebietsperimeter.
• Bezüglich der Repräsentativität der
projektbegleitenden Kommission sind
zwar die wichtigsten Interessen – sieht
man von jenen der weiblichen Mehrheit
und der Jugend ab – vertreten gewesen,
jedoch ist nicht nachvollziehbar, nach
welchen Kriterien diese ausgewählt wur-
den. Solche «Spielregeln» müssen kom-

muniziert und allenfalls diskutiert werden. 
• Unglücklich war hingegen die Zu-
sammensetzung der ENPK, da die Re-
gion während der Erweiterungsphase
mit nur einer Person darin vertreten war.
Eine stärkere Vertretung hätte mindes-
tens psychologisch positive Auswirkun-
gen gehabt, während sich an den Mehr-
heitsverhältnissen wenig geändert hätte.
• Gefehlt hat eine neutrale Verfahrens-
moderation respektive -mediation. Diese
hätte u.a. das Vorgehen planen, dem
Dialog Sicherheit geben, Transparenz
verbürgen, Interessengegensätze in die
Diskussion einbringen und Streitigkeiten
klären können. Die neutrale Verfahrens-
leitung (im Gegensatz zur Beauftragung
des Direktors des Nationalparks) hätte
zur Stärkung des wechselseitigen Ver-
trauens beigetragen, auf welchem
schliesslich die Zusammenarbeit auf-
bauen kann (zur Bedeutung von Ver-
trauen in Kommunikationsprozessen vgl.
Nicolini 1997). Die Begriffsverwirrung
im Zusammenhang mit der Ernennung
des Mediators, welcher sich dann selbst
als Mentor bezeichnete (vgl. oben),
lässt schliesslich vermuten, dass bei den
Verantwortlichen das Verständnis be-
züglich der Durchführung partizipativer
Verfahren fehlte. Die ENPK verzichtete
darauf, die immer deutlicher werdenden
Konflikte mittels eines neutralen Vermitt-
lers zu lösen zu versuchen und setzte da-
gegen auf regionale Persönlichkeiten,
die für den Sinn und Nutzen der SNP-Er-
weiterung Überzeugungsarbeit leisten
sollten.
• Hinzu kommt, dass weder Staat noch
SNP in der Vergangenheit bestrebt wa-
ren, ihre Beziehungen zur Bevölkerung
aufzubessern. Der SNP pflegte über
seine Öffentlichkeitsarbeit geradezu
das Image, er sei «eine Sache für die
Wissenschaft», der Nationalpark wurde
in den Augen der «Einheimischen» so
zur ausserterritorialen Zone, zu einem
Museum, bestimmt für Forscher und
Städter, welche selbst der Natur ent-
fremdet sind. Erst das mehrheitliche
Scheitern hat zu einem Umdenken ge-
führt, so dass u.a. die Hauszeitung des
SNP (Cratschla) viel bevölkerungsnäher
gestaltet wurde. Es deutet einiges dar-
auf hin, dass die Verfahrensleitung den
SNP stärker in der Bevölkerung hätte
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verankern müssen, um so dem Miss-
trauen und dem Vorwurf der Arroganz
vorzubeugen.

Auf der Seite der Partizipationsbereit-
schaft der Bevölkerung ist auf die annä-
hernd fundamentalistische Opposition
einiger Kreise – und das mediale Echo,
das diese geniessen konnten – hinzu-
weisen. Erfolgreich spielten sie auf der
rechtspopulistischen Klaviatur emotiona-
ler Motive wie «Freiheit» und «Autono-
mie» (Pro Territori Liber) und wehrten
sich gegen die «Einmischung des Staa-
tes», gegen die «besserwisserischen In-
tellektuellen», die «Zugewanderten»
und überhaupt gegen alles, was von
aussen kommt. Verstehen wir unter einer
fundamentalistischen Haltung jene Posi-
tion, welche die eigene Sicht der Dinge
allem Zweifel enthebt und ihre Richtig-
keit mit völliger Gewissheit ausserhalb
jedes Dialogs ansiedelt (Meyer 1998),
kann die Opposition durchaus als fun-
damentalistisch bezeichnet werden. Die
auf Vorurteilen beruhende Ausgrenzung
anderer Personen und ihrer Meinungen
ist mit partizipativen Verfahren nicht ver-
einbar, denn es mangelt an den für ei-
nen (nicht nur partizipativen) Umgang
grundlegenden Bedingungen: gegensei-
tiger Respekt und Achtung. 

Weiter ist zu berücksichtigen, dass
diese Kreise ihre Wirkung dem grossen
Echo verdanken, welches sie in den Me-
dien, namentlich in der Zeitung «Die
Südostschweiz», auslösten. Zeitungen
als nach wie vor wichtigste Informati-
onsmedien sollten in ihrer Berichterstat-
tung kritisch, aber fair sein [7].

8. Schlussfolgerungen
Grundsätzlich kann das Projekt der ge-
planten Erweiterung des SNP durchaus
als positiver Ansatz in Richtung partizi-
pativer Naturschutzplanung bezeichnet
werden. Es wurde im demokratischen
Grundverständnis der Schweiz versucht,
die Bevölkerung in die Entscheidungs-
prozesse miteinzubinden, es gab weder
Fremdbestimmung noch Manipulationen
im engeren Sinne und es kam letztend-
lich zu demokratischen Abstimmungen
über das Vorhaben. Das Ergebnis, die
Zustimmung in Lavin bzw. die Ab-
lehnung in Zernez mit der Folge, dass

das weitere Vorhaben sistiert wurde,
kann man aus partizipationstheoreti-
scher Sicht nicht per se als Problem oder
Scheitern auffassen: einmal wurde das
Angebot angenommen, das andere Mal
abgelehnt. Dass aber dieses Ergebnis
von vielen Akteuren als unbefriedigend
gewertet wird, regt zu einer tiefer ge-
henden Analyse der gelaufenen Partizi-
pationsprozesse an. 

Eine grundlegende Schwierigkeit der
Partizipation besteht im Ausgleichen un-
terschiedlicher «Sprachen» und Kräfte-
verhältnisse. Dafür bedarf es einer «neu-
tralen» Verfahrensleitung und ggf. eines
Mediators. Die Entscheidung der ENPK,
den Direktor des SNP mit der Durchfüh-
rung zu beauftragen und später einen
«Mentor» des Projekts zum Mediator zu
ernennen, mag ein mögliches Instrument
sein, um die Bevölkerung für ein Vorha-
ben zu motivieren, widerspricht aber
dem kommunizierten basisdemokrati-
schen Vorgehen.

Wie im Vorangegangenen gezeigt
wurde, fanden weitere «Regeln» instru-
menteller Partizipation keine gebüh-
rende Beachtung: Durch einen sehr
knappen Zeitrahmen wurde unnötig
Druck auf die Beteiligten ausgeübt und
die Suche nach Lösungsmöglichkeiten
(z.B. die Additionsplanung von Schutz-
massnahmen) zu stark inhaltlich und
zeitlich behindert. Als Folge der Anwen-
dung dieser Form von instrumenteller
Partizipation wurden auf Seiten der Be-
troffenen partizipative Mittel zur Ab-
wehr des Drucks angewandt. Die beid-
seitige – offensive bzw. defensive –
Durchsetzung je eigener Ziele verun-
möglichte nicht nur das Erreichen ge-
meinsamer Ziele, sondern nur schon das
Erkennen dieser.

Von erstrangiger Bedeutung für das
Gelingen eines Vorhabens ist die klare
Deklaration der Art des Partizipations-
verfahrens. Partizipation im normativen
Sinne kann kein Mittel zur Akzeptanz-
steigerung von Naturschutzvorhaben
sein. Wo normative Partizipation aus
Mangel an Bereitschaft oder den nöti-
gen Ressourcen nicht möglich ist, ist auf
jeden Fall vor so genanntem «Etiketten-
schwindel» zu warnen. Damit gemeint
sind Versuche, die als Mittel der effi-
zienten Planverwirklichung gedachte

(instrumentelle) Partizipation als norma-
tive zu kommunizieren. Von Bürgerbetei-
ligung oder basisdemokratischer Be-
schlussfindung zu sprechen, obwohl die
Beteiligten an der bereits gemachten
Planung keine wesentlichen Änderun-
gen mehr anbringen können, schadet
dem Vorhaben und seiner Umsetzung,
der Reputation der Planer und natürlich
der Idee der Partizipation selbst (vgl.
Nicolini 1997). Das Offenlegen des
Partizipationsverständnisses sowohl in
der Praxis wie in der Forschung ist un-
abdingbar.

Betrachtet man die aufwändigen Pro-
zesse, die die vielfältigen parallelen Pla-
nungen, die gleichzeitig in einer Region
durchgeführt werden, benötigen wür-
den, darf die anhaltende Partizipations-
bereitschaft der Bevölkerung sicher nicht
überschätzt werden. Wir sind aber der
Überzeugung, dass über die Erfüllung
organisatorischer Bedingungen normati-
ver Partizipation die individuelle Seite
massgeblich beeinflusst werden kann.
Dass dies mit grossem Aufwand verbun-
den ist, ist unbestritten. Deshalb sollten
sich Projektverantwortliche besser nicht
auf partizipative Verfahren einlassen,
wenn sie nicht bereit sind, diesen Auf-
wand auch in Kauf zu nehmen (vgl. Lin-
der et al. 1992). Um aber mehr über
die komplexen Zusammenhänge von or-
ganisatorischen und individuellen Vor-
aussetzungen der instrumentellen und
normativen Partizipation aussagen zu
können, fehlt insbesondere die wissen-
schaftliche Begleitung konkreter Bei-
spiele partizipativer Verfahren. 

Anmerkungen

Alle Fotos zur Verfügung gestellt von Hans
Lozza, Schweizerischer Nationalpark, Zer-
nez.
[1] Der Direktor des SNP, Heinrich Haller
(1999): Die geplante Erweiterung des Natio-
nalparks: Vom Konzept zur Realisierung.
Handout zum Vortrag anlässlich des Sympo-
siums «Die Erweiterung des Nationalparks –
Chancen für die Zukunft», Davos, 27.10.
1999.
[2] Der Redaktor des Entlebucher Anzeigers,
Josef Küng (1997): Samstagsnotiz : Lebens-
raum Entlebuch. In: Entlebucher Anzeiger,
19.4.1997, S. 1. 
[3] Prof. Bruno Messerli zit. in: Walter Däpp
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(2001): Jahr der Berge – und Jungfrau-
Aletsch als Welterbe? In: Der Bund,
11.12.2001, S. 2.
[4] Das Forschungsprojekt «The Power of
Images» von Norman Backhaus, Ulrike Mül-
ler-Böker und Urs Müller ist Teil des Nationa-
len Forschungsprogrammes 48 «Landscapes
and Habitats of the Alps», das vom Schwei-
zerischen Nationalfonds zur Förderung der
Wissenschaft unterstützt wird.
[5] Martin Arnold (2004): In Naturparks in-
vestieren zahlt sich aus. In: Tages-Anzeiger,
2.3.2004, S. 36.
[6] Mario F. Broggi, Tagungskommentar
«Wie weiter?» zum Nationalpark-Symposium
vom 27.10.1999 in Davos, zit. in: Die Süd-
ostschweiz, 5.7.2000: «Ein Moratorium
wäre das Beste». Der SNP ist bereits seit
1979 ein Biosphärenreservat. Doch mit nur
einer – nahezu total geschützten – Zone ent-
spricht er de facto nicht den Unesco-Richtli-
nien an Biosphärenreservate, wie sie 1995
in der «Sevilla-Strategie» festgehalten wur-
den. Eine SNP-Erweiterung in Form eines Bio-
sphärenreservates hätte deshalb neben Kern-
auch Pflege- und Entwicklungszonen beinhal-
tet. 
[7] Es ist in diesem Zusammenhang kein Zu-
fall, dass die Regionalzeitung «Entlebucher
Anzeiger» bzw. ihr Redaktor, Josef Küng,
Ende August 2003 den Journalistenpreis der
Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft für die
Berggebiete erhielt. Die Begründung der Jury
lautete: «Nicht zuletzt auf Grund der objekti-
ven und sehr seriös redigierten Artikelserie
von Josef Küng haben schliesslich 94 Prozent
der Bevölkerung der Gründung der Bio-
sphäre zugestimmt» (Entlebucher Anzeiger,
2.9.2003).
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